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Bundesamt für Justiz 

Obligatorisches Referendum für völkerrechtliche Verträge mit verfas­

sungsmässigem Charakter 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 15. August 2018 hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement 
die Kantonsregierungen zur Vernehmlassung über die obgenannte Verfassungsvorlage zur 
Umsetzung der Motion 15.3557 eingeladen. Im Namen und Auftrag des Regierungsrates 
danken wir Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und teile Ihnen zur Änderungsvor­
lage Folgendes mit: 

Gemäss dem Entwurf des geänderten Artikel 140 Absatz 1 der Bundesverfassung soll das 
bisher ungeschriebene obligatorische Staatsvertragsreferendum hinsichtlich der völkerrecht­
liche Verträge, die einen verfassungsmässigem Inhalt aufweisen, in die Verfassung überführt 
werden. Wir stimmen diesem Vorhaben grundsätzlich zu. 

Mit Schreiben vom 27. März dieses Jahres haben wir gegenüber der Staatspolitischen Kom­
mission des Ständerates zu deren Regelungsvorschlag über die Zuständigkeit für die Kündi­
gung und Änderung von völkerrechtlichen Verträgen (Umsetzung der Parlamentarischen Ini­
tiative 16.456) Stellung genommen. Dabei haben wir angeregt, die Änderung der Zuständig­
keitsordnung der Bundesverfassung und nicht nur derjenigen auf Gesetzesstufe zu prüfen. 
Folgt die Kommission unserer Anregung und käme nunmehr mit dem Bundesrat zum glei­
chen Ergebnis, dass eine Regelung in der Bundesverfassung angebracht ist, müsste darauf 
hingewirkt werden, die beiden Verfassungsvorlagen wenigstens hinsichtlich der Volksabstim­
mung zeitlich zu koordinieren. 

Freundliche Grüsse 
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Paul Winiker 
Regierungsrat 
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